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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Reidisabgabenordnung 
und der Finanzgerichtsordnung (AOÄG 1965) 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bimdesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 15. Juli 1966 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Einwendungen. 
Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 

Die Gegenäußerung der Bundesregierung zu den Beschlüssen 
des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Reichsabgabenordnung 
und der Finanzgericbtsordnung 
(AOÄG 1966) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Reichsabgabenordnung 

Die Reichs abgabenordnung vom 22. Mai 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 161), zuletzt geändert durch die 
Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 1965 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1477), wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. In § 36 Abs. 4 und in § 100 Abs. 2 wird die 
Angabe „§ 162 Abs. 9 und 10" jeweils durch die 
Angabe „§ 162 Abs. 10 und 11" ersetzt. 

2. § 161 Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert; 

a) In Buchstabe a wird die Zahl „200 000" durch 
die Zahl „250 000" ersetzt. 

b) Buchstabe d erhält folgende Fassung: 

„d) Gewinn aus Gewerbebetrieb von mehr 
als 12 000 Deutsche Mark oder". 

3. Dem Zweiten Abschnitt des Zweiten Teils wird 
der folgende neue Dritte Unterabschnitt an- 
gefügt: 

„Dritter Unterabschnitt 
Auskunftsverfahren 
§ 227 a 

Verbindliche Auskünfte 

(1) Bei Besitz- und Verkehrsteuern können 
die Finanzämter auf Antrag über die steuerliche 
Behandlung eines noch nicht verwirklichten 
Sachverhalts verbindliche Auskünfte nur nach 
den folgenden Bestimmungen erteilen. Dies gilt 
auch, soweit die Finanzämter als Hilfsstellen der 
Oberfinanzdirektionen tätig werden. 

(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, soweit die 
Finanzämter zur Erteilung von Auskünften im 
Lohnsteuerverfahren verpflichtet sind. 

§ 227 b 
Antrag 

(1) Der Antrag ist schriftlich bei dem Finanz- 
amt zu stellen, das bei Verwirklichung des Sach- 
verhalts für die Besteuerung zuständig werden 
würde. 


(2) Dem Antrag muß ein bestimmter Sachver- 
halt zugrunde gelegt werden; Abwandlungen 
sind unzulässig. 

(3) Der Antragsteller hat darzulegen, daß er 
ein berechtigtes Interesse an der Auskunft hat 
und daß die Verwirklichung des Sachverhalts für 
ihn erhebliche steuerliche Auswirkungen haben 
könnte. 

(4) Der Antrag muß eine erschöpfende Dar- 
stellung des zur Beurteilung gestellten Sachver- 
halts, einen Vorschlag für die steuerliche Be- 
handlung des Sachverhalts sowie Angaben über 
den Wert des Gegenstandes der Auskunft ent- 
halten. Dem Antrag ist eine Erklärung darüber 
beizufügen, ob der Antragsteller über den zur 
Beurteilung gestellten Sachverhalt bereits bei 
einem anderen Finanzamt eine verbindliche Aus- 
kunft beantragt hat. 

§ 227 c 

Ausschluß der Ermittlungspflicht 

Der Entscheidung über den Antrag wird der 
zur Beurteilung gestellte Sachverhalt zugrunde 
gelegt. Das Finanzamt ist nicht verpflichtet, Er- 
mittlungen vorzunehmen. 

§ 227 d 

Zurücknahme des Antrags 

Der Antrag kann bis zur Bekanntgabe der Ent- 
scheidung des Finanzamts zurückgenommen 
werden. 

§ 227 e 

Zurückweisung und Ablehnung des Antrags 

(1) Weist das Finanzamt den Antrag zurück, 
weil dieser den Voraussetzungen der §§ 227 a 
und 227 b nicht entspricht, oder lehnt es die Er- 
teilung der beantragten Auskunft ab, so ist die 
Entscheidung zu begründen. Der schriftlich zu 
erteilenden Entscheidung ist eine Belehrung bei- 
zufügen, welcher Rechtsbehelf zulässig ist, bin- 
nen welcher Frist und bei welcher Behörde er 
einzulegen ist. 

(2) Die Entscheidung ist verschlossen zuzu- 
stellen. 
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§ 227 f 

Erteilung der Auskunft 

(1) Die Auskunft wird schriftlich erteilt und 
als verbindlich gekennzeichnet. 

(2) Die Auskunft muß enthalten: 

1. den der Auskunft zugrunde gelegten 
Sachverhalt; dabei kann auf das Vor- 
bringen des Antragstellers Bezug ge- 
nommen werden; 

2. die Entscheidung über den Antrag und 
die dafür maßgebenden Gründe; 

3. eine Angabe darüber, für welche 
Steuern und für welchen Zeitraum die 
Auskunft gilt. 

(3) Der Auskunft ist eine Belehrung beizu- 
fügen, welcher Rechtsbehelf zulässig ist, binnen 
welcher Frist und bei welcher Behörde er einzu- 
legen ist. 

(4) Die Auskunft ist verschlossen zuzustellen. 

§ 227 g 

G ebührenp flicht 

(1) Für das Auskunftverfahren wird eine Ge- 
bühr erhoben. Gebührenschuldner ist der An- 
tragsteller. 

(2) Die Gebühr wird nach dem Wert des 
Gegenstands der Auskunft (Gegenstandswert) 
berechnet. Sie beträgt für die Auskunft das 
Doppelte der vollen Gebühr nach § 10 Abs. 2 
des Gerichtskostengesetzes. 

(3) Wird der Antrag zurückgenommen, zu- 
rückgewiesen oder abgelehnt, so ermäßigt sich 
die Gebühr auf die Hälfte der vollen Gebühr 
nach § 10 Abs. 2 des Gerichtskostengesetzes. 
Wird der Antrag abgelehnt, so kann von der 
Erhebung der Gebühr ganz oder teilweise ab- 
gesehen werden, wenn der Antragsteller die Ab- 
lehnung nicht voraussehen konnte. 

(4) Wird eine Entscheidung aufgehoben, durch 
die ein Antrag auf Erteilung einer verbindlichen 
Auskunft zurückgewiesen oder abgelehnt wor- 
den ist, so entfällt die nach Absatz 3 entstandene 
Gebühr. 

(5) Der Gegenstandswert ist in der Entschei- 
dung über den Antrag unter Berücksichtigung 
aller Umstände, insbesondere des Umfangs und 
der Bedeutung der Sache, nach billigem Ermes- 
sen zu bestimmen. 

§ 227 h 

Gebührenvorschuß 

Das Finanzamt kann die Entscheidung über 
den Antrag von der Zahlung eines angemes- 
senen Gebührenvorschusses abhängig machen. 


§ 227 i 

Gebührenfestsetzung 

(1) Die Gebühr wird vom Finanzamt fest- 
gesetzt, sobald die Auskunft erteilt, der Antrag 
auf Erteilung einer verbindlichen Auskunft zu- 
rückgewiesen, abgelehnt oder zurückgenommen 
worden ist. Sie wird zwei Wochen nach Zustel- 
lung des schriftlich zu erteilenden Gebühren- 
bescheids fällig. Die Festsetzung der Gebühr 
kann zurückgestellt werden, bis die Festsetzung 
des Gegenstandswerts unanfechtbar ist. 

(2) Dem Göbührenbe scheid ist eine Belehrung 
beizufügen, welcher Rechtsbehelf zulässig ist 
und binnen welcher Frist und bei welcher Be- 
hörde er einzulegen ist. 

(3) Der Gebührenbescheid ist verschlossen zu- 
zustellen. 

§ 227 k 

Bindungswirkung 

(1) Die Auskunft ist für die Besteuerung bin- 
dend, wenn sich der später verwirklichte Sach- 
verhalt mit dem der Auskunft zugrunde gelegten 
Sachverhalt deckt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Auskunft 
zuungunsten des Antragstellers dem geltenden 
Recht widerspricht. 

§ 227 1 

Außerkrafttreten, Zurücknahme und Widerruf 
der Auskunft 

(1) Die Auskunft tritt außer Kraft, wenn die 
Rechtsvorschriften, auf denen die Entscheidung 
beruht, geändert werden. 

(2) Das Finanzamt kann die Auskunft mit 
Wirkung für die Zukunft widerrufen oder än- 
dern. 

(3) Es kann die Auskunft mit rückwirkender 
Kraft zurücknehmen oder ändern, wenn 

1. sie offensichtlich dem geltenden Recht 
zuwider erteilt worden ist; 

2. sie durch unlautere Mittel, wie Täu- 
schung, Zwang oder Bestechung, er- 
langt worden ist; 

3. der Antragsteller zustimmt." 

4. § 229 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 2 erhält folgende Fassung: 

„2. Steuermeßbescheide, Feststellungsbe- 
scheide über Besteuerungsgrundlagen so- 
wie alle anderen Bescheide, die für die 
Festsetzung von Abgaben verbindlich 
sind, jedoch mit Ausnahme der verbind- 
lichen Auskünfte nach § 227 f,". 

b) Nummer 11 erhält folgende Fassung: 

„1 1. Bescheide über Kosten, die aufgrund 
des § 227 erhoben werden, und Gebüh- 
renbescheide nach § 227 i,". 
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5 In § 230 Abs. 3 wird folgende Nummer 3 an- 
gefügt: 

„3. Entscheidungen des Finanzamts im Aus- 
kunftsverfahren mit A.usnahme der Festset- 
zung des Gegenstandswertes/' 

Artikel 2 

Änderung der Finanzgerichtsordnung 

In § 76 Abs. 1 der Finanzgerichtsordnung vom 
6. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1477) erhält 
Satz 4 folgende Fassung: 

„§ 170 Abs. 1 Satz 3, §§ 171 bis 173 und § 227 c 
der Reichsabgabenordnung gelten sinngemäß. 


Artikel 3 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des zweiten 
auf die Verkündung folgenden Kalendermonats in 


Begründung 


A. Allgemeines 

Der Entwurf umfaßt zwei Gegenstände: die Anhe- 
bung der Grenzen der Buchführungspflicht und die 
Einführung des Rechtsinstituts der verbindlichen 
Auskunft im Steuerrecht. 

Mit der Anhebung der Grenzen der Buchiührungs- 
pflicht werden die Folgerungen aus der wirtschaft- 
lichen Entwicklung der letzten Jahre gezogen. 

Die Einführung verbindlicher Auskünfte im Steuer- 
recht v/ar bereits Gegenstand des Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Reichsabgabenordnung 
und anderer Gesetze (Drucksache IV 2442). Die- 
ser Entwurf ging auf eine Entschließung des Deut- 
schen Bundestages vom 13. Mäiz 1963 zurück 
(vgl. Drucksache IV 1005; Stenographischer Bericht 
über die 64. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
13. März 1963, S. 2973). Der Entwurf konnte jedoch 
insoweit, als er die Einführung verbindlicher Aus- 
künfte zum Gegenstand hatte, vom Finanzausschuß 
in der vergangenen Wahlperiode nicht mehr bera- 
ten werden, da die Zeit für die erforderlichen einge- 
henden Beratungen nicht mehr zur Verfügung stand 
(vgl. DiTicksache IV/3593). Ninnnehr werden die 
in der abgelaufenen Wahlperiode nicht mehr ver- 
abschiedeten Teile des Entwurfs erneut vorgelegt, 
wobei an den Grundsätzen des in der letzten Wahl- 
periode vorgelegten Entwurfs festgehalten wmrden 
ist und lediglich einige durch die Verabschiedung der 
Finanzgerichtsordnung notwendige Änderungen vor- 
genommen worden sind. Die Bundesregierung hat 
erwogen, ob es angesichts der starken Arbeits- 
überlastung der Finanzämter, die durch die bevor- 
stehende Einheitsbev/ertung des Grundbesitzes und 
die etwmige UmsLellung auf die Melirwmutsteuer 
noch vergrößert werden wird, überhaupt vertretbar 
ist, den gesetzgebenden Körperschaften im gegen- 
wärtigen Zeitpunkt die Einführung verbindlicher 
Auskünfte im Steuerrecht vorziischlagen. Wenn sie 
sich gleichwohl hierfür entschieden hat, so ließ sie 
sich in erster Linie von der Überlegung leiten, daß 
es bei der starken Komplizierung unseres Steuer- 


rechts ein legitimes Anliegen der Staatsbürger ist, 
in schwierigen Fällen vor Verwirklichung einer ge- 
schäfllichen Maßnahme eine verbindliche Auskunft 
des Finanzamtes zu erhalten. Im Interesse der Er- 
; haltung der Funktionsfähigkeit der Finanzverwal- 
i lung erachtet es die Bundesregierung für unabding- 
' bar, daß die Erteilung verbindlicher Auskünfte auf 
Fälh} mit erheblichen steuerlichen Auswirkungen 
beschränkt und in das pflichtgemäße Ermessen der 
Finanzämter gestellt wird. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht mit zusätzlichen Kosten 
belastet. Allerdings ist cs nicht auszuschließen, daß 
die Einführung der verbindlichen Auskünfte mög- 
licherweise Stellenvermehrungen innerhalb der 
Finanzverwaltung erforderlich macht, falls von die- 
sem Rechtsinstitut in größerem Umfang Gebrauch 
gemacht werden sollte. Die Mehrausgaben sollen 
durch die im Auskunftverfahren zu erhebenden Ge- 
bühren gedeckt werden. 

B. Im einzelnen 
Artikel 1 
Änderung 

der Reichsabgabenordnung 
Artikel 1 Nr. 1 

Durch die vorgeschlagenen Änderungen werden 
§ 36 Abs. 4 und § 100 Abs. 2 AO der durch das 
Gesetz zur Änderung des Handelsgesetzbuches und 
der Reichsabgabenordnung vom 2. August 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 665) geschaffenen Rechtslage 
an gepaßt. 

Artikel 1 Nr. 2 

Anhebung der Grenzen 
der B u c h f ü h r u n g s p f 1 i c h t 

Die Änderung des § 161 AO dient der Anpassung 
dieser Vorschrift an die wirtschaftliche Entwicklung. 
Eine Erhöhung der für den Beginn der Buchfüh- 


4 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/885 


rungspflicht maßgebenden Grenzen wird seit lan- 
gem von den verschiedensten Seiten gefordert. Der 
Entwurf schlägt die Erhöhung der Umsatzgrenze auf 
250 000 DM und die Erhöhung der Gewinngrenze 
für Gewerbetreibende auf 12 000 DM vor. 

Eine Erhöhung der für Land- und Forstwirte maß- 
gebenden Gewinngrenze (vgl. § 161 Abs, 1 Nr. 1 
Buchstabe e AO) ist zur Zeit nicht erforderlich. Diese 
Grenze ist bereits durch § 16 des Gesetzes über die 
Ermittlung des Gewinns aus Land- und Forstwirt- 
schaft nach Durchschnittsätzen vom 15. September 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 1350) für die Wirtschafts- 
jahre 1965/66, 1966/67 und 1967/68 auf 12 000 DM 
erhöht worden. Darüber, wie die Buchführungspflicht 
der Land- und Forstwirte nach Ablauf der genannten 
Wirtschaftsjahre zu regeln ist, wird später zu ent- 
scheiden sein. 

Artikel 1 Nr. 3 bis 5 

Einführung 

einer verbindlichen Auskunft 

Der Begriff der verbindlichen Auskunft hat bereits 
vor Jahrzehnten durch die Zoll(tarif)auskunft (§ 23 
des Zollgesetzes) und die sog. Anrufungsauskunft 
im Lohnsteuerverfahren (§ 56 der Lohnsteuer-Durch- 
führungsverordnung — LStDV — ) Eingang in das 
Steuerrecht gefunden und dort feste Gestalt gewon- 
nen. Diese auf enge Teilbereiche beschränkten Aus- 
kunfttatbestände sind dadurch gekennzeichnet, daß 
die Behörde ihr künftiges Verhalten in einem be- 
stimmten Punkt nach voraufgegangener rechtlicher 
Würdigung durch bindende Erklärung gegenüber 
dem Staatsbürger festlegt. Soweit sich die Finanz- 
behörden außerhalb der bestehenden gesetzlichen 
Regelungen auf Antrag eines Steuerpflichtigen ver- 
bindlich zur künftigen Sachbehandlung im Einzelfall 
äußern, verwenden Rechtsprechung und Schrifttum 
neben dem Begriff der verbindlichen Auskunft viel- 
fach auch noch Begriffe wie verbindliche Zusage, Zu- 
sicherung oder Vorwegentscheidung, Eine einheit- 
liche und allgemein anerkannte Terminologie hat 
bislang gefehlt. Der Entwurf behält für das zu 
regelnde allgemeine Auskunftverfahren — anknüp- 
fend an die oben angeführten besonderen Vorschrif- 
ten — den Begriff der verbindlichen Auskunft bei, 
da dieser das Wesen der verbindlichen Mitteilung 
einer Behörde über ihr künftiges Verhalten am be- 
sten kennzeichnet. Der Begriff der Zusage (Zusiche- 
rung) ist insofern zu eng, als nicht jede mit Ver- 
pflichtungswillen abgegebene behördliche Erklärung 
der vorgenannten Art zugleich eine Zusage im ge- 
bräuchlichen Sinn des Wortes enthält. Der Begriff 
der Auskunft umfaßt dagegen auch die Zusage (Zu- 
sicherung), die sich als eine besonders qualifizierte 
Art der verbindlichen Auskunft charakterisieren 
läßt. 

Der Entwurf beschränkt das förmliche Auskunft- 
verfahren auf die Besitz- und Verkehrsteuern. Eine 
Einbeziehung der Zölle und Verbrauchsteuern ist 
wegen der besonderen Verhältnisse bei diesen Ab- 
gaben weder zweckmäßig noch geboten. 

Das Rechtsinstitut der verbindlichen Zolltarifaus- 
kunft (§ 23 des Zollgesetzes), das seit über 60 Jahren 


Bestandteil des Zollrechts ist, gibt dem Steuerpflich- 
tigen die Möglichkeit, im voraus über die Tarifie- 
rung der einzuführenden Ware aufgrund einer von 
ihm vorzulegenden Warenprobe eine verbindliche 
Erklärung der Verwaltung herbeizuführen und damit 
I eine sichere Kalkulationsgrundlage zu erlangen; 
i dies trifft auch für Abschöpfungen zu, da für sie die 
j Vorschriften für Zölle gelten. Verbindliche Aus- 
! künfte über den anderen Bemessungsfaktor des Zolls 
I — den Zollwert ■ — sind insoweit objektiv unmög- 
lich, als der Zollwert durch den Normalpreis im Zeit- 
punkt der Verzollung gebildet wird. Er ist vor die- 
sem Zeitpunkt nicht feststellbar. Für Auskünfte über 
Einzelheiten, die schon vorher zu übersehen und die 
bei der Feststellung des Zollwerts zu berücksich- 
tigen wären (z. B. Anerkennung von Preisnach- 
lässen oder Preisermäßigungen von einem Brutto- 
preis, Einbeziehung von Lizenzgebühren in den 
Zollwert), besteht kein hinreichendes Bedürfnis, weil 
diese Umstände sich häufig nur geringfügig auf die 
inländische Preis- und Marktbildung auswirken. Da 
im übrigen eine Auskunft über die Versteuerung nur 
bindend ist, wenn der später verwirklichte Sachver- 
halt sich mit dem der Auskunft zugrunde gelegten 
deckt, müßten schon deshalb die Einzelheiten, über 
die eine Auskunft erteilt worden ist, bei der Fest- 
stellung des Zollwerts im Zeitpunkt der Verzollung 
j erneut ermittelt werden. Soweit der Steuerpflichtige 
besondere zoll rechtliche Vergünstigungen in An- 
spruch nehmen will, besteht an verbindlichen Aus- 
künften kein Interesse, da er die erforderlichen Be- 
willigungen so rechtzeitig beantragen kann, wie es 
seine geschäftlichen Planungen erfordern. Ist die 
Bewilligung erteilt, so ist der Steuerpflichtige schon 
nach dem geltenden Recht geschützt, da ihre Zurück- 
nähme nur unter den einschränkenden Vorausset- 
zungen des § 96 AO zulässig ist. 

Die Mitgliedschaft der Bundesrepublik Deutschland 
I in der von der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
, gebildeten Zollunion läßt es zumindest zweifelhaft 
^ erscheinen, ob deutscherseits das Institut der ver- 
i bindlichen Auskunft über die schon bestehende Zoll- 
tarifauskunft hinaus ausgedehnt werden kann. Die 
Erteilung einer verbindlichen Auskunft kann im ein- 
zelnen Fall zu einer niedrigeren Zollbelastung einer 
Ware führen, als dies im Gemeinsamen Zolltarif 
vorgesehen ist. Auch lassen sich die Auswirkungen 
einer von der deutschen Zollverwaltung erteilten 
verbindlichen Auskunft auf die Zollbehandlung der 
betreffenden Ware durch die nationalen Zollver- 
waltungen der Partnerländer nicht übersehen. 

Bei den Verbrauchsteuern sind Steuergegenstand, 
Entstehung der Steuerschuld und Steuersatz so ein- 
deutig im Gesetz geregelt, daß dem Steuerpflichtigen 
eine sichere Vorausberechnung seiner steuerlichen 
Belastungen ohne Schwierigkeiten möglich ist. 

Artikel 1 Nr. 3 

§ 227 a AO E 

Die Vorschrift regelt die allgemeinen Voraussetzun- 
gen für die Erteilung verbindlicher Auskünfte im 
förmlichen Auskunftverfahren. 

Absatz 1 sieht vor, daß allgemein über die steuer- 
liche Behandlung noch nicht verwirklichter Sachver- 
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halte verbindliche Auskünfte erteilt werden kön- 
nen. Eine Beschränkung der Auskünfte auf be- 
stimmte im Gesetz näher bezeichnete Tatbestände 
erscheint unzweckmäßig. Eine solche Aufzählung 
würde keine Gewähr für Vollständigkeit bieten kön- 
nen. Neu auftretende Probleme und Zweifelsfragen 
müßten jeweils nachträglich in den Katalog aufge- 
nommer werden, sobald sich in der Praxis ein Be- 
dürfnis für die Erteilung verbindlicher Auskünfte 
zeigt. Fortwährende Gesetzesänderungen wären da- 
her unvermeidlich. Für die im Entwurf vorgesehene 
Generalklausel spricht schließlich auch die Erwä- 
gung, daß das Auskunftverfahren in gewissem Um- 
fang an die Stelle der weggefallenen Gutachten- 
erstattung durch den Bundesfinanzhof treten soll 
(vgl. dazu den Schriftlichen Bericht des Finanzaus- 
schusses über den von der Bundesregierung einge- 
brachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über die Finanzverwaltung, der Reichsab- 
gabenordnung und anderer Steuergesetze — Druck- 
sache IV/1005). 

Die Frage, ob die erbetene Auskunft aufgrund des 
vorgetragenen Sachverhalts erteilt werden kann, 
wird sich nur anhand der jeweiligen Umstände des 
Falles beantworten lassen. Kommt es beispielsweise 
für die Beurteilung maßgeblich auf künftige tatsäch- 
liche Verhältnisse an und sind diese bei der Ent- 
scheidung über den Auskunftantrag noch nicht voll 
übersehbar, so wird die Auskunft in aller Regel ab- 
zulehnen sein. 

Eine verbindliche Auskunft kann nur unter der Vor- 
aussetzung verlangt werden, daß der Sachverhalt 
noch nicht verwirklicht ist. Hat der Antragsteller 
den Sachverhalt im Zeitpunkt der Entscheidung über 
den Auskunftantrag bereits verwirklicht, so besteht 
grundsätzlich kein schutzwürdiges Interesse an einer 
verbindlichen Auskunft mehr. In diesem Falle ist 
ihm zuzumuten, daß er die Veranlagung abwartet. 
Eine Ausnahme wird jedoch zu machen sein, wenn 
der Antragsteller glaubhaft darlegt, daß er den 
geschilderten Sachverhalt auch in Zukunft noch wei- 
ter zu verwirklichen beabsichtige. 

Verbindliche Auskünfte sollen durch die Finanz- 
ämter erteilt werden, da diese später auch die Ver- 
anlagung unter Berücksichtigung der im Einzelfall 
erteilten Auskunft durchzuführen haben. Soweit die 
beantragten Auskünfte schwierige Rechtsfragen von 
allgemeiner Bedeutung zum Gegenstand haben, 
kann die Verwaltung im Erlaßwege anordnen, daß 
das Finanzamt über den Antrag erst entscheidet, 
nachdem es eine Weisung der Oberfinanzdirektion 
oder des zuständigen Finanzministeriums eingeholt 
hat. 

Die Erteilung verbindlicher Auskünfte steht im 
Ermessen der Verwaltung, wie dies auch in ande- 
ren Ländern, die die Erteilung verbindlicher Aus- 
künfte gesetzlich geregelt haben, der Fall ist (so in 
Schweden, Finnland und den USA). Würde eine Ver- 
pflichtung der Verwaltung zur Auskunfterteilung 
begründet, so könnte die erbetene Auskunft nicht 
abgelehnt werden, wenn der vorgetragene Sachver- 
halt aus irgendeinem Grund — z. B. Fehlen von Aus- 
führungsvorschriften, Notwendigkeit der Durch- 
führung eines Verständigungsverfahrens bei Fragen 


i des internationalen Steuerrechts — eine rechtliche 
I Beurteilung nicht zuläßt oder wenn die Auskunft- 
I erteiiung im konkreten Fall und im gegenwärtigen 
■ Zeitpunkt nicht zweckmäßig erscheint, weil bei- 
I spielsweise über einen gleichgelagerten Sachverhalt 
in Kürze eine höchstrichterliche Entscheidung zu er- 
warten ist. Ferner muß das Finanzamt die erbetene 
I Auskunft versagen können, wenn der Antrag Fragen 
berührt, die kraft Gesetzes, wie z. B. in den Fällen 
der §§ 215, 219 AO, nur einheitlich mit Wirkung für 
und gegen mehrere Beteiligte zu entscheiden sind, 
der Antrag aber nicht von allen Beteiligten gestellt 
und ihre Hinzuziehung zum Auskunftverfahren auch 
nicht zu erreichen ist. Schließlich gibt die Ermessens- 
regelung dem Finanzamt eine Handhabe, den Aus- 
kunftantrag beispielsweise auch dann abzulehnen, 
wenn durch die Erteilung von Auskünften eine 
außergewöhnliche Arbeitsüberlastung eintreten und 
das Finanzamt überfordert werden würde. Eine Aus- 
kunft darf jedoch grundsätzlich nicht deshalb ver- 
sagt werden, weil die steuerlichen Rechtsfolgen 
des zur Beurteilung gestellten Sachverhalts in der 
Verwaltung noch nicht hinreichend geklärt sind. Da 
die Verwaltung verpflichtet ist, das Ermessen nach 
den für die Ermessensausübung geltenden Grund- 
sätzen fehlerfrei auszuüben, ist der Antragsteller bei 
der vorgesehenen Regelung genügend geschützt. 
Lehnt die Verwaltung die Erteilung der erbetenen 
Auskunft ab, so kann die Entscheidung im Wege des 
Rechtsmittels durch die Gerichte daraufhin nach- 
geprüft werden, ob die Verwaltung bei ihrer Ent- 
scheidung die ihr für die Ermessensausübung durch 
das Gesetz gesetzten Grenzen eingehalten und ihr 
Ermessen nicht fehlerhaft angewendet hat. Die vor- 
geschlagene Regelung, nach der die Finanzgerichte 
überprüfen können, ob die Ablehnung der Erteilung 
einer Auskunft sich im Rahmen der Ermessensgren- 
zen hält, geht weit über die in anderen Ländern 
bestehenden Regelungen hinaus. Eine Entscheidung 
der Finanzverwaltung, durch die die Erteilung einer 
Auskunft abgelehnt wird, ist weder in den USA 
noch in Schweden oder Finnland gerichtlich überprüf- 
bar. 

Auskünfte, die außerhalb des förmlichen Auskunft- 
verfahrens durch die Verwaltung erteilt werden, 
besitzen — wie durch die Fassung der Vorschrift 
klargestellt wird — keine bindende Wirkung. Die 
praktische Anwendung des in dem Gesetzentwurf 
dargelegten Auskunftverfahrens würde in Frage 
gestellt, wenn die Steuerpflichtigen neben dem förm- 
lichen Auskunftverfahren auch noch die Möglichkeit 
hätten — formlos und kostenlos — verbindliche Aus- 
künfte zu erhalten. 

Absatz 2 trägt den Besonderheiten bei der Erhebung 
der Lohnsteuer Rechnung. Im Lohnsteuerverfahren 
muß der Arbeitgeber für den Steuerberechtigten die 
Lohnsteuer errechnen, bei der Zahlung des Arbeits- 
lohnes einbehalten und an das Finanzamt abführen. 
Das finanzielle Risiko, das mit der gesetzlichen Ver- 
pflichtung zur Vornahme des Steuerabzugs verbun- 
den ist, kann dem Arbeitgeber nur zugemutet wer- 
den, wenn das Finanzamt in Zweifelsfällen eine ver- 
bindliche Auskunft über die Anwendung der lohn- 
steuerrechtliciien Vorschriften geben muß. Auch die 
Stellung des Arbeitnehmers als Schuldner der Lohn- 
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Steuer unterscheidet sich von der anderer Steuer- 
pflichtiger insofern, als hier ein Dritter — der 
Arbeitgeber — in das Erhebungsverfahren einge- 
schaltet ist. Dem Arbeitnehmer muß daher eine Mög- 
lichkeit gegeben werden, die Vornahme des Steuer- 
abzugs durch den Arbeitgeber zu beeinflussen. 
§ 56 LStDV sieht deshalb eine Verpflichtimg des 
Finanzamts zur Auskunfterteilung an die Beteilig- 
ten in einem formlosen und kostenfreien Verfahren 
vor. Wegen der besonderen Struktur des Steuer- 
abzugsverfahrens wäre es nicht vertretbar, die Betei- 
ligten künftig auf das förmliche und kostenpflichtige 
Auskimftverfahren zu verweisen. Die Finanzämter 
sollen deshalb weiterhin verpflichtet bleiben, ver- 
bindliche Auskünfte nach § 56 LStDV zu erteilen. 

§ 227 b AO E 

Die Vorschrift trifft nähere Anordnungen über das 
für die Entscheidung über den Auskunftantrag ört- 
lich zuständige Finanzamt sowie über Form und 
Inhalt des Antrags. 

Absatz 1 verlangt für den Antrag aas Gründen der 
Klarheit und des Beweises die Schriftform. Eine 
Antragstellung durch Erklärung zur Niederschrift des 
Finanzamts ist nicht zulässig. Bei der Regelung der 
örtlichen Zuständigkeit muß berücksichtigt werden, 
daß das Auskunftverfahren einen noch nicht ver- 
wirklichten Sachverhalt zum Gegenstand hat. Dem- 
gemäß sieht der Entwurf die örtliche Zuständigkeit 
desjenigen Finanzamts vor, das bei Verwirklichung 
des Sachverhalts zuständig werden würde. Welches 
Finanzamt danach im Einzelfall zuständig ist, ergibt 
sich aus den §§ 71 bis 79 AO und aus der Verordnung 
über die Zuständigkeit im Besteuerungsverfahren 
vom 3. Januar 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 11). 

Absätze 2 bis 4 enthalten nähere Bestimmungen über 
den Inhalt des Auskunftantrags. Sie sollen verhin- 
dern, daß die Verwaltung mit einer übermäßig gro- 
ßen Anzahl von Auskunftanträgen überflutet und 
dadurch in der Wahrnehmung ihrer eigentlichen 
Aufgabe — Festsetzung und Erhebung der Steuern — 
beeinträchtigt wird. Absatz 2 sieht deshalb vor, daß 
eine verbindliche Auskunft nur für einen bestimm- 
ten Sachverhalt, der vom Antragsteller erschöpfend 
darzulegen ist, erteilt werden kann. Die Möglich- 
keit, den Sachverhalt innerhalb eines Antrags abzu- 
wandeln, ist ausdrücklich ausgeschlossen. Dieser 
Ausschluß ist notwendig, weil im Auskunftverfahren 
nur tatsächliche oder rechtliche Zweifelsfragen ge- 
klärt werden sollen; den Finanzämtern sollen durch 
das Auskunftverfahren nicht die Aufgaben der 
steiierberatenden Berufe übertragen werden, was 
der Fall wäre, wenn vom Finanzamt verlangt würde, 
darzulegen, welcher Sachverhalt oder welche Sach- 
verhaltsabwandlung für den Steuerpflichtigen am 
günstigten wäre. 

Der genauen Darlegung des Sachverhalts kommt 
wegen der Bindungswirkung nach § 227 k AO E 
außerordentliche Bedeutung zu. Um zu vermeiden, 
daß die Verwaltung Auskünfte erteilen muß, für 
die kein schutzwürdiges Interesse besteht, hat der 
Antragsteller darzulegen, daß er ein berechtigtes 
Interesse an der Erteilung der beantragten Auskunft 


besitzt und daß die Verwirklichung des Sachverhalts 
für ihn erhebliche steuerliche Auswirkungen haben 
könnte. Ein berechtigtes Interesse wird besonders 
dann zu bejahen sein, wenn der Antragsteller An- 
haltspunkte dafür darlegt, daß er den zur Beurtei- 
lung gestellten Sachverhalt demnächst zu verwirk- 
lichen beabsichtige, sofern die Auskunft für ihn 
günstig ausfällt. Auskünfte über die rechtliche Be- 
handlung theoretischer Sachverhalte scheiden man- 
gels eines berechtigten Interesses aus. Ebenso fehlt 
es an einem berechtigten Interesse, wenn der An- 
tragsteller bereits in der Sache selbst eine Entschei- 
dung erwirken könnte. Die Frage, wann das Merk- 
mal der erheblichen steuerlichen Auswirkung erfüllt 
ist, läßt sich nur anhand der Umstände des Einzel- 
falles beantworten. Dabei werden besonders die 
wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse des 
Antragstellers zu berücksichtigen sein. 

Im Interesse einer Beschleunigung und Erleichterung 
des Auskiinftverfahrens bestimmt Absatz 4, daß 
dem Antrag ein Vorschlag für die steuerliche Be- 
handlung des Sachverhalts beizufügen ist. Durch die 
geforderten Angaben über den Wert des Gegen- 
standes der Auskunft soll die Festsetzung des 
Gegenstandswertes durch das Finanzamt erleichtert 
werden. 

Durch das Erfordernis der Erklärung darüber, ob 
über den zur Beurteilung gestellten Sachverhalt be- 
reits eine verbindliche Auskunft beantragt worden 
ist, soll verhindert werden, daß der Antragsteller bei 
mehreren Finanzämtern gleichzeitig einen Auskunft- 
antrag über denselben Gegenstand stellt. 

§ 227 c AO E 

Die Vorschrift regelt das vom Finanzamt anzuwen- 
dende Verfahren. 

Gegenstand der beantragten Auskunft bildet ein 
hypothetischer Sachverhalt, dessen Verwirklichung 
erst geplant ist und den nur der Antragsteller selbst 
darzustellen vermag. Diese Besonderheit des Aus- 
kunftverfahrens rechtfertigt es, den Sachverhalt, wie 
er vom Antragsteller vorgetragen und zur Beurtei- 
lung gestellt worden ist, unverändert der Entschei- 
dung über den Antrag zugrunde zu legen. Da die 
Auskunft ausschließlich im Interesse des Antragstel- 
lers erteilt wird, ist es vertretbar, diesem zugleich 
auch das Risiko der erschöpfenden Sachverhaltsdar- 
stellung aufzuerlegen. Das mit dem Antrag auf Aus- 
kunfterteilung befaßte Finanzamt soll deshalb nicht 
verpflichtet sein, Ermittlungen zum Zwecke der 
Ergänzung des Sachverhalts vorzunehmen. Sachver- 
halte, deren rechtliche Beurteilung die Vornahme 
einer Betriebsprüfung oder einer Nachschau erfor- 
dern würde, sind für das förmliche Auskunftverfah- 
ren in der Regel nicht geeignet. 

Die vorgesehene Regelung hindert das Finanzamt 
nicht, dem Antragsteller in geeigneten Fällen nahe- 
ziilegen, seine Sachdarstellung im eigenen Interesse 
zu bestimmten Punkten zu ergänzen. Von dieser 
Möglichkeit wird das Finanzamt nach allgemeinen 
Grundsätzen insbesondere Gebrauch machen, um 
offen zutage liegende Mängel und Lücken der Sadi- 
verhaltsdarstellung zu beheben. Würde man von 
den Finanzämtern verlangen, daß sie die Richtigkeit 
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des vom Steuerpflichtigen im Auskunftverfahren 
unterbreiteten Sachverhalts zu prüfen haben, so 
würde dies zu einer zusätzlichen Arbeitsbelastung 
führen, die die Finanzämter zur Zeit nicht bewälti- 
gen können. Nicht nur der derzeitige Turnus der 
Steuerfestsetzung, sondern auch der Betriebsprü- 
fungsturnus würde gefährdet. 

§ 227 d AO E 

Die Vorschrift gibt dem Antragsteller die Möglich- 
keit, seinen Antrag bis zur Bekanntgabe der Ent- 
scheidung des Finanzamts zurückzunehmen. Wegen 
der Kostenfolge vgl. § 227 g Abs. 3 AO E. 


Begrenzung, so bleibt sie wirksam, bis sie zurück- 
genommen, geändert oder widerrufen wird (vgL 
§ 227 1 Abs. 2 und 3 AO E). 

Absatz 3 enthält die Verpflichtung zur Belehrung 
über den zulässigen Rechtsbehelf. 

Abseitz 4 ist dem § 211 Abs. 3 AO nachgebildet wor- 
den. 

§ 227 g AO E 

Absatz 1 bestimmt, daß das Auskunftverfahren 
gebührenpflichtig ist. 


§ 227 e AO E 

Absatz 1 bestimmt, daß das Finanzamt die Entschei- 
dung in den Fällen der Zurückweisung oder Ableh- 
nung des Auskunftantrags im Interesse der Nach- 
prüfbarkeit begründen muß. Die Verpflichtung zur 
Belehrung über den zulässigen Rechtsbehelf ent- 
spricht allgemeinen Grundsätzen. 

Absatz 2 ist dem § 211 Abs. 3 AO nachgebildet wor- 
den. 

§ 227 f AO E 

Die Vorschrift enthält die für die Erteilung der Aus- 
kunft maßgeblichen Grundsätze sowie Anordnungen 
über den wesentlichen Inhalt der Auskunft, 

Absatz 1 bestimmt aus Gründen des Beweises, daß 
die Auskunft schriftlich zu erteilen und als verbind- 
lich zu kennzeichnen ist. Hieraus ergibt sich im Wege 
des Umkehrschlusses, daß mündlich erteilte Aus- 
künfte die Verwaltung nicht binden. 

Absatz 2 schreibt zwingend die Aufnahme des der 
Auskunft zugrunde gelegten Sachverhalts in die Ent- 
scheidung vor. Diesem Erfordernis kommt besondere 
Bedeutung zu. Die für den Eintritt der Bindungs- 
wirkung wesentliche Feststellung, daß sich der der 
Auskunft zugrunde gelegte Sachverhalt mit dem 
nach Erteilung der Auskunft verwirklichten Sach- 
verhalt deckt (vgl. § 227 k Abs. 1 AO E), kann nur 
anhand der Sachverhaltsdarstellung zuverlässig ge- 
troffen werden. Aus Gründen der Verfahrensverein- 
fachung hält es der Entwurf für ausreichend, wenn 
das Finanzamt in geeigneten Fällen auf die Dar- 
stellung des Sachverhalts durch den Antragsteller 
Bezug nimmt. 

Um eine Nachprüfung der Auskunft im Rechtsmittel- 
weg zu ermöglichen, sind in die Auskunft ferner die 
Entscheidung über den Antrag und die dafür maß- 
gebenden Gründe aufzunehmen. Die Gründe müssen 
vor allem erkennen lassen, welche Rechtsvorschrif- 
ten die Entscheidung tragen, damit Zweifel über das 
Außerkrafttreten der Auskunft nach § 227 1 Abs. 1 
AO E vermieden werden. 

Die Auskunft muß schließlich eine Angabe darüber 
enthalten, für welche Steuern und für welchen Zeit- 
raum sie gilt. Die Auskunft kann danach z. B. auf 
bestimmte Besteuerungszeiträume beschränkt wer- 
den, wenn dies nach den Umständen des Falles gebo- 
ten erscheint. Enthält die Auskunft keine zeitliche 


Der Antrag auf Erteilung einer verbindlichen Aus- 
kunft führt zu einer besonderen Inanspruchnahme 
der Verwaltung, durch die dem Antragsteller ein 
besonderer Vorteil gegenüber anderen Steuerpflich- 
tigen erwächst. Dieser Vorteil rechtfertigt es nach 
allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grundsätzen, 
im förmlichen Auskunftverfahren eine angemessene, 
dem Äquivalenzprinzip Rechnung tragende Gebühr 
vom Antragsteller als Kostenschuldner zu erheben. 

Absatz 2 bestimmt, daß die Gebühr nach dem Wert 
des Gegenstandes der Auskunft zu berechnen ist. 
Sie soll wegen der Bedeutung der Auskunft und der 
durch die Erteilung der Auskunft entstehenden zu- 
sätzlichen Belastung der Verwaltung regelmäßig das 
Doppelte der in § 10 Abs. 2 des Gerichtskosten- 
gesetzes (GKG) vorgesehenen vollen Gebühr be- 
tragen. 

Absatz 3 sieht Sonderregelungen für die Zurück- 
nahme, die Zurückweisung und die Ablehnung des 
Antrags vor. In diesen Fällen soll die Hälfte der 
vollen Gebühr nach § 10 Abs. 2 GKG erhoben wer- 
den. Bei Ablehnung des Auskunftantrags soll das 
Finanzamt darüber hinaus von der Erhebung der Ge- 
bühr nach seinem Ermessen ganz oder teilweise ab- 
sehen können. Diese Regelung beruht auf der Er- 
wägung, daß Auskunftanträge vielfach aus Grün- 
den abgelehnt werden müssen, die der Antragsteller 
bei Antragstellung — weil außerhalb seines Be- 
reiches liegend — nicht kannte und auch nicht vor- 
aussehen konnte. 

Absatz 4 berücksichtigt den Fall, daß ein Antrag 
zunächst zurückgewiesen oder abgelehnt worden ist, 
diese Entscheidung dann aber aufgehoben wird. 

Absatz 5 enthält nähere Vorschriften über die 
Ermittlung des Wertes des Gegenstands der Aus- 
kunft. Wegen der Besonderheit des Auskunftver- 
fahrens kann die Bestimmung des Gegenstands- 
wertes im Einzelfall außerordentliche Schwierigkei- 
ten bereiten. Das gilt insbesondere in den Fällen, 
in denen die Auskunft über ein beabsichtigtes Liefe- 
rungsgeschäft erbeten wird, dessen Ausmaß und zeit- 
liche Dauer im voraus nicht genau festgelegt werden 
kann. Es ist deshalb vorgesehen, daß der Wert 
unter Berücksichtigung aller Umstände, insbeson- 
dere des Umfangs und der Bedeutung der Sache, 
nach billigem Ermessen zu bestimmen ist. Die Wert-- 
bestimmung obliegt dem Finanzamt, das über den 
Auskunftantrag entscheidet. Sie ist in die Entschei- 
dung über den Antrag aufzunehmen. 
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§ 227 h AO E 1 

Die Vorschrift ermöglicht dem Finanzamt die Ein- 
forderung eines Gebührenvorschusses in angemes- 
sener Höhe. 

§ 227 i AO E 

Diese Vorschrift regelt die Festsetzung und die 
Fälligkeit der Gebühr. 

§ 227 k AO E 

Die Vorschrift grenzt die Wirkungen einer verbind- 
lichen Auskunft ab. 

Absatz 1 enthält den allgemeinen Grundsatz, daß 
Verwaltung und Gerichte bei der Durchführung der 
Besteuerung an die erteilte Auskunft gebunden 
sind, wenn sich der vom Steuerpflichtigen später 
verwirklichte Sachverhalt mit dem der Auskunft zu- 
grunde gelegten Sachverhalt deckt. 

Ob die beiden in Betracht kommenden Sachverhalte 
deckungsgleich sind, hat das Finanzamt im Rahmen 
der ihm nach § 204 AO im Steuerermittlungs- und 
Steuerfestsetzungsverfahren obliegenden Aufklä- 
rungspflicht von Amts wegen zu ermitteln. Gering- 
fügige Abweichungen des verwirklichten Sachver- 
halts von dem der Auskunft zugrunde gelegten 
Sachverhalt sind ohne Bedeutung, wenn auch bei 
Kenntnis des abweichenden Sachverhalts dieselbe 
Auskunft erteilt worden wäre. Für die Verpflich- ! 
tung des Steuerpflichtigen zur Mitwirkung bei der ' 
Sachaufklärung gelten die allgemeinen Grundsätze. | 
Der Begriff der Besteuerung ist nach dem Sprach- i 
gebrauch der Reichsabgabenordnung weit zu fassen. ! 
Dazu rechnen sowohl das Verfahren der Steuerfest- | 
sctzAing wie auch das Verfahren der gesonderten 
Feststellung der Besteiierungsgrundlagen (§§ 214, 
215 AO) und das Verfahren zur Festsetzung des 
Steuermeßbetrags (§ 212 a AO) sowie die daran an- 
schließenden Rechtsbehelfsverfahren. 

Verneint das Finanzamt eine Bindung an die er- 
teilte Auskunft mit der Begründung, daß der ver- 
wirklichte Sachverhalt nicht dem der Auskunft zu- 
grunde gelegten Sachverhalt entspreche, und setzt 
es demgemäß die Steuer — abweichend von der 
Auskunft — höher fest, so hat der Steuerpflichtige 
die Möglichkeit, den Eintritt der Bindungswirkung 
nach § 227 k AO E im Rechtsbehelfsverfahren gegen 
den Steuerbescheid geltend zu machen. 

Absatz 2 sieht im Interesse des Steuerpflichtigen 
eine Ausnahme von der Bindungswirkung vor, 
wenn sich später herausstellt, daß die Auskunft im 
Widerspruch zum geltenden Recht zuungunsten des 
Antragstellers erteilt worden ist. Diese Regelung 
entspricht dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit und 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung, der in diesen Fäl- 
len mit dem Grundsatz des Vertrauensschutzes nicht 
im Widerstreit steht. Hieraus folgt, daß das Finanz- 
amt bei der Veranlagung der Steuer (der Festset- 
zung des Steuermeßbetrags, der Festsetzung der 
Besteuerungsgrundlagen) von der Auskunft nicht ! 
ausgehen darf, wenn sich inzwischen herausgestellt i 
hat, daß die Auskunft zuungunsten des Steuerpflich- i 


tigen falsch ist. Gleichgültig ist, ob die Fehlerhaftig- 
keit der Auskunft von vornherein erkennbar war 
oder erst später erkennbar geworden ist durch eine 
zugunsten des Steuerpflichtigen wirkende Recht- 
sprechung oder einen Wandel in der Auslegung der 
maßgebenden Rechtsvorschriften. 

§ 227 1 AO E 

Die Vorschrift enthält Bestimmungen über das 
Außerkrafttreten, die Zurücknahme und den Wider- 
ruf verbindlicher Auskünfte. 

Absatz 1 entspricht der für die verbindliche Zoll- 
tarifauskunft in § 23 Abs. 3 Satz 1 des Zollgesetzes 
getroffenen Regelung. Sie folgt aus dem allgemein 
anerkannten Grundsatz, daß das Vertrauen des 
Staatsbürgers auf den Fortbestand eines Gesetzes 
keinen Schutz genießt. Mit dem Außerkrafttreten 
der Auskunft erlöschen die Rechte des Antragstel- 
lers aus der Auskunft; die Bindung der Verwaltung 
an die Auskunft entfällt. Soweit das Außerkraft- 
treten der Auskunft im Einzelfall unbillige Härten 
für den Antragsteller mit sich bringt, werden unter 
den Voraussetzungen des § 131 AO Billigkeitsmaß- 
nahmen in Betracht zu ziehen sein. 

Absatz 2 stellt den Grundsatz auf, daß das Finanz- 
amt die Auskunft mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen oder ändern kann. Die Vorschrift wird 
insbesondere Anwendung finden, wenn sich die 
Rechtsprechung oder die Auslegung des Gesetzes 
durch die Verwaltung nach Erteilung der Auskunft 
ändert. Das Finanzamt hat über den Widerruf oder 
die Änderung der Auskunft nach den für die Aus- 
übung des Ermessens geltenden Grundsätzen zu ent- 
scheiden. Dabei sind die schutzwürdigen Interessen 
des Antragstellers an der Aufrechterhaltung der 
Auskunft und das Interesse der Allgemeinheit an 
der Beseitigung oder Änderung einer unrichtigen 
Auskunft unter Berücksichtigung der Grundsätze von 
Recht und Billigkeit sorgfältig gegeneinander abzu- 
wägen. Hat der Antragsteller mit der Verwirk- 
lichung des der Auskunft zugrunde gelegten Sach- 
verhalts noch nicht begonnen, wird im allgemeinen 
einem Widerruf oder einer Änderung der Auskunft 
mit sofortiger Wirkung nichts entgegenstehen. In 
den übrigen Fällen wird ein Widerruf oder eine 
Änderung grundsätzlich mit Wirkung für den Ver- 
anlagungszeitraum möglich sein, der dem Veranla- 
gungszeitraum folgt, in dem der Widerruf oder die 
Änderung erklärt wird. Hat jedoch der Steuerpflich- 
tige im Vertrauen auf den Fortbestand der von ihm 
als zutreffend angesehenen Auskunft beispielsweise 
vertragliche Bindungen übernommen, von denen er 
sich nur unter finanziellen Opfern und erst nach ge- 
raumer Zeit zu lösen vermag, so kann es nach Recht 
und Billigkeit geboten sein, den Widerruf oder die 
Änderung der Auskunft mit Wirkung für einen wei- 
ter in der Zukunft liegenden Zeitpunkt auszu- 
sprechen. 

Absatz 3 räumt dem Finanzamt das Recht ein, die 
Auskunft nach seinem Ermessen mit rückwirkender 
Kraft zurückzunehmen oder zu ändern, wenn sie 
mit schwerwiegenden Mängeln behaftet ist oder 
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wenn der Antragsteller der Zurücknahme oder Än- 
derung zustimmt. Schwerwiegende Mängel sind nur 
gegeben, wenn die Auskunft offensichtlich dem gel- 
tenden Recht widerspricht oder wenn sie durch un- 
lautere Mittel, wie Täuschung, Zwang oder Beste- 
chung, erlangt worden ist. Die Vorschrift entspricht 
danach teilweise der Regelung, die in § 96 Abs. 2 
AO für die Zurücknahme begünstigender Verfügun- 
gen getroffen ist. Ein offensichtlicher Widerspruch 
zum geltenden Recht dürfte dann anzunehmen sein, 
wenn die Auskunft wegen eines klar zutage liegen- 
den Irrtums des Finanzamtes über die Anwendung 
des geltenden Rechts oder wegen eines ohne weite- 
res erkennbaren Verstoßes gegen eindeutige Vor- 
schriften zweifelsfrei unrichtig und demgemäß un- 
haltbar ist. Die in Nummer 3 vorgesehene Regelung 
eröffnet die Möglichkeit, die Auskunft auch dann 
mit rückwirkender Kraft zurückzunehmen oder zu 
ändern, wenn sie im Widerspruch zum geltenden 
Recht zuungunsten des Steuerpflichtigen erteilt wor- 
den ist. 

Der Entwurf stellt auch die Zurücknahme oder Än- 
derung nach Äbsatz 3 in das Ermessen des Finanz- 
amts, damit in geeigneten Fällen etwaigen schutz- 
würdigen Interessen des Antragstellers an der Auf- 
rech terhal tun g der Auskunft Rechnung getragen 
werden kann. 

Artikel 1 Nr. 4 

Die neue Fassung des § 229 Nr. 2 AO stellt klar, 
daß Entscheidungen im Auskunftverfahren nicht 
mit dem Einspruch angefochten werden können. Für 
Gebührenbescheide im Sinne des § 227 i AO E ist 
jedoch durch die Änderung des § 229 Nr. 11 AO der 
Einspruch als außergerichtlicher Rechtsbehelf vor- 
gesehen. Dies entspricht der für die Kostenfestset- 
zungen nach § 227 AO getroffenen Regelung. Wegen 
der Anfechtung von Entscheidungen im Auskunft- 
verfahren vgl. im übrigen die nachfolgende Be- 
gründung zu Artikel 1 Nr. 5. 


Artikel 1 Nr. 5 

Diese Vorschrift geht davon aus, daß es sich bei 
den Entscheidungen im Auskunftverfahren um Ver- 
waltungsakte handelt. Ihre Aufhebung kann des- 
halb mit der Anfechtungsklage erstrebt werden. Im 
Interesse der Beschleunigung des Verfahrens soll 
durch § 230 Abs. 3 AO E die vorherige Verwal- 
tungsbeschwerde ausgeschlossen werden, soweit es 
sich nicht um die Anfechtung der Festsetzung des 
Gegenstandswertes handelt. Der Einspruch als 
außergerichtlicher Rechtsbehelf wird durch die Neu- 
fassung des § 229 Nr. 2 AO ausgeschlossen (vgl, 
Artikel 1 Nr. 4). 

Bei der Festsetzung des Gegenstandswertes kann 
auf die Verwaltungsbeschwerde nicht verzichtet 
werden, da die Entscheidung nach billigem Ermessen 
(§ 227 g Abs. 5 AO E) zu treffen ist und deshalb 
zweckmäßigerweise vor der gerichtlichen Überprü- 
fung einer Nachprüfung im Verwaltungsbeschwerde- 
verfahren unterzogen werden sollte. 

Artikel 2 

Änderung der Finanzgerichtsordnung 

Die Neufassung des § 76 Abs. 1 Satz 4 FGO über- 
nimmt den Inhalt des § 227 c AO E in die FGO. 

Artikel 3 
Geltung im Land Berlin 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 4 

Inkrafttreten 

Das Inkrafttreten des Gesetzes wird um ein bis 
zwei Monate aufgeschoben, damit die Finanzbehör- 
den in die Lage versetzt werden, sich mit den neuen 
Vorschriften vertraut zu machen und die erforder- 
lichen organisatorischen Maßnahmen zu treffen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Der Bundesrat billigt die Einführung des Instituts 
der verbindlichen Auskunft; er begrüßt es, daß 
hierdurch der steuerzahlende Staatsbürger be- 
reits bei der Planung eines wirtschaftlichen Vor- 
habens Gewißheit über dessen steuerliche Ein- 
ordnung erhalten kann. In Kenntnis der an- 
haltend starken Belastung der Finanzämter und 
der Schwierigkeiten, die einer fühlbaren und 
schnellen Entlastung durch die Zuführung quali- 
fizierter Nachwuchskräfte entgegenstehen, glaubt 
der Bundesrat, daß das Ziel einer wirklich wirk- 
samen Auskunftserteilung nur erreicht werden 
kann, wenn der Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung in seinen, auf dieses Ziel ausgerichteten 
Prinzipien (Beschränkung der „verbindlichen 
Auskunft" auf Fälle mit erheblicher steuerlicher 
Auswirkung, Entscheidung des Finanzamts über 
die Zurückweisung bzw. Ablehnung eines An- 
trags nach pflichtgemäßem Ermessen) unver- 
ändert bleibt. 

2. Artikel 1 ist wie folgt zu ändern: 

a) Hinter Nummer 1 ist folgende Nummer 1 a 
einzufügen; 

„1. a) § 70 wird aufgehoben." 

b) Hinter Nummer 2 ist folgende Nummer 2 a 
einzufügen: 

„2. a) § 208 Abs. 2 wird aufgehoben." 

Begründung zu a) und b) 

Folge des Änderungsvorschlags unter Nummer 4. 


3. In Artikel 2 ist nachstehende Nummer 1 ein- 
zufügen: 

„1. In § 51 Abs. 1 der Finanzgerichtsordnung 
vom 6. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1477) werden die Worte „und § 70 Abs. 1 
der Reichsabgabenordnung" gestrichen." 

Der bisherige Inhalt des Artikels 2 wird Num- 
mer 2. 

Begründung 

Folge des Änderungsvorschlags unter Nummer 4. 

4. Nachstehender Artikel 3 ist neu einzufügen: 

„Artikel 3 

Änderung des Gesetzes 
über die Finanzverwaltung (FVG) 

Abschnitt V des Gesetzes über die Finanzver- 
waltung vom 6. September 1950 (Bundesgesetzbl. 

S. 448), zuletzt geändert durch die Finanzgerichts- 
ordnung vom 6. Oktober 1965 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1477), wird aufgehoben." 

Die Artikel 3 und 4 der Vorlage werden die 
Artikel 4 und 5; die Überschrift des Gesetzent- 
wurfs ist entsprechend zu ergänzen. 

Begründung 

Nachdem durch § 163 der Finanzgerichtsordnung 
die Entscheidungsbefugnis des Steuerausschusses 
über den Einspruch entfallen ist, sind die ver- 
bleibenden Aufgaben nicht gewichtig genug, den 
Fortbestand der Institution zu rechtfertigen. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen, die der Bundesrat in seiner 297. Sitzung 
am 15. Juli 1966 zu dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung der Reichsabgabenordnung und der 
Finanzgerichlsordnung (AOÄG 1966) beschlossen 
hat, wie folgt Stellung: 

Dem Vorschlag des Bundesrates, durch das ÄOÄG 
1966 den Äbschnitt V des Gesetzes über die Finanz- 
verwaltung aufzuheben (Nummer 4 der Stellung- 
nahme), wird zugestimmt. Die Änderungsvorschläge 
unter Nummern 2 und 3 der Stellungnahme sind 
dann notwendig werdende Folgeänderungen. 

Unter Nummer 3 seiner Stellungnahme hat der Bun- 
desrat vorgeschlagcn, § 51 Äbs. 1 FGO zu ändern. 
Äußerdem muß auch § 19 Nr. 3 FGO geändert wer- 
den. Danach muß Ärtikel 2 des Gesetzentwurfs 
folgende Fassung erhalten: 

„Ärtikel 2 

Die Finanzgerichtsordnung vom 6. Oktober 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 1477) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 

1. In § 19 Nr. 3 werden die Worte „und Mitglie- 
der eines Steuerausschusses" gestrichen; 

2. in § 51 Abs. 1 werden die Worte „und § 70 
Äbs. 1 der Roichsabgabenordnung" gestrichen; 

3. in § 76 Äbs. 1 erhält Satz 4 folgende Fassung: 

„§ 170 Abs. 1 Satz 3, §§ 171 bis 173 und 227 c 
der Reichsabgabenordnung gelten sinngemäß." 

Die Überschrift des Gesetzentwurfs wird durch die 
Änderung des Gesetzes über die Finanzverwaltung 
nunmehr lauten müssen: 

„Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Reichs- 
abgabenordnung, der Finanzgerichtsordnung und 
des Gesetzes über die Finanzverwaltung (ÄOÄG 
1966)." 
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